
I) STADT ESSEN 
Der Oberbürgermeister 

Auszug aus der Niederschrift 
über die 

Sitzung des Beirates Untere Naturschutzbehörde 
vom 10.06.2022 

- Öffentlicher  Tell  - 

Tagesordnungspunkt: 

7. Bebauungsplan Nr. 17/1.6 "Moosstraße / Laarmannstraße 0963/2022/6  

Bericht erstattet: Vertreter/in der Verwaltung 

 stellt die Planungen für den Bebauungsplan Nr. 17/16 „Moosstraße / Laarmann-
straße", der in Teilen den Bebauungsplanes Nr. 7/76 „Pausmühlenbach Teil 1" überlagert, an-
hand einer Präsentation (siehe Anlage 6) vor. 

 geht anschließend näher auf die notwendige Entlassung eines Teilbereichs des 
Plangebietes aus dem Landschaftsschutz anhand verschiedener Karten (siehe Anlage 7) ein. 
Diese hätte bereits bei der Aufstellung des alten Bebauungsplanes Nr. 7/76 „Pausmühlenbach 
Teil 1" bzw. bei Erteilung der Baugenehmigung erfolgen müssen. Da dies seinerzeit versäumt 
wurde, werde es nunmehr parallel zum Bebauungsplanverfahren nachgeholt. Der Beirat werde 
daher nicht nur zu dem Bebauungsplan, sondern auch zu der geplanten Entlassung aus dem 
Landschaftsschutz angehört. 

 bittet um ergänzende Erläuterung zu dem ersten Satz unter Punkt e) „Sonstiges" 
auf Seite 3 der Vorlage („schutzwürdige Biotope, Bestandteil Biotopverbund"). 

 antwortet, dass es sich hierbei um eine Teilfläche im nördlichen Bereich des 
Plangebietes handele, die vom Landesamt für Umwelt, Natur und Verbraucherschutz in das 
Kataster schützwürdiger Biotope bzw. in die Biotopverbunddarstellung aufgenommen wurde 
(siehe  Schutzwürdide Biotope in Nordrhein-Westfalen  -  Karten  -  Schutzwürdide Biotope  
(nrw.de); Landschaftsinformationssammlund NRW ((LINFOS)  -  Landschaftsinformationen). 
Daher habe man der Vollständigkeit halber hierauf hingewiesen. 

 möchte wissen, ob diese Flächen überplant werden. 

 bestätigt dies. 

 moniert, dass die Planung mit den drei Punkthäusen im nordöstlichen Bereich sei-
nes Erachtens faktisch über eine Innen- / Nachverdichtung hinausgehe. Die Fläche stelle sich 
für ihn als Außenbereich dar. Unter dem Gesichtspunkt der doppelten Innenentwicklung solle 
der Bereich von Bebauung freigehalten werden. Es würde zwar immer argumentiert, dass 



keine essentiellen Nahrungshabitate entfielen, aber letztendlich würden in der Summe doch 
negative Auswirkungen resultieren. 

 weist darauf hin, dass generell zwischen der Erhebung der Daten zur Feststel-
lung der Ausgleichspflicht beim betroffenen Baumbestand und der tasächlichen Fällung Jahre 
vergehen und somit Bäume, die zuvor einen Stammumfang knapp unterhalb des geschützten 
Bereichs aufwiesen, aufgrund ihres Zuwachses zwischenzeitlich dem Schutz der Baumschutz-
satzung unterliegen könnten, und erkundigt sich, wie hiermit umgegangen werde. 

weist darauf hin, dass es sich vorliegend nur um eine überschlägige Betrachtung 
handele. Wenn im konkreten Fall eine Fällung anstehe, müsse eine Genehmigung unter Zu-
grundelegung der aktuellen Maße erteilt werden. 

 erklärt, dass die Bebauung im Gegensatz zur umliegenden Bebauung, die 
sich durch große Grundstücke und Gärten auszeichne, sehr dicht geplant sei. Vor dem Hinter-
grund, dass der Verkehr ohnehin durch die anliegende Schule sowie Kita vorbelastet sei, sei 
mit dem zusätzlichen Wohnraum ein Anstieg des Berufsverkehrs zu erwarten. 

 erläutert, dass die geplanten Festsetzungen der GRZ (Grundflächenzahl) und 
GFZ (Geschossflächenzahl) von 0,4 bzw. 1,2 klassische Orientierungswerte der Baunutzungs-
verordnung seien, die eine durchschnittliche Bebauungsdichte darstellen würden. Sie wies dar-
auf hin, dass die umgebende Besiedlung mit Gärten nicht Maßstab der Bebauungsdichte des 
Bebauungsplanes sein könne. Sie seif der Auffassung, dass die zur Verfügung stehenden Flä-
chen wie hier für die Innenentwicklung genutzt werden sollten. Aufgrund des zusätzlich infolge 
des Ukraine-Krieges angespannten Wohnungsmarktes sollte auf eine geringe Bebauungs-
dichte verzichtet werden. 

 weist darauf hin, dass man sich insbesondere im Norden des Plangebietes 
im Randbereich einer lockeren Bebauung mit strukturreichen Gärten sowie im Übergangsbe-
reich zum Landschaftsschutzgebiet befände. Er hätte hier eine lockere Bebauung mit einer 
Grundflächenzahl, die vorliegend auf bis zu 0,6 erhöht werden könne, von 0,3 bevorzugt. 
Schließlich müsse man auch die Versiegelung durch die Tiefgarage berücksichtigen. 

 entgegnet, dass sich bei dem vorliegenden Entwurf für die nördliche Bebauung 
auch unter Berücksichtigung der Tiefgarage eine Grundflächenzahl von unter 0,4 errechne, da 
die umliegende Flächen, die Belastungs- und keine Erschließungsflächen seien, mit in die Be-
rechnung einbezogen würden. Sie wies darauf hin, dass der Gesetzgeber die Grundflächen-
zahl nicht mehr als Obergrenze sondern als Orientierungswert festgelegt habe; dem könne 
man die Intention einer dichteren Bebauung entnehmen. 

Da kritische Argumente gegen den Bebauungsplan vorgetragen wurden, lässt  
über den Beschlussvorschlag anstimmen. Es stimmen 4 Mitglieder dafür bei einer Gegen-
stimme und 8 Enthaltungen. 

Der Beirat bei der Unteren Naturschutzbehörde erhebt keine Bedenken. 

Für die Richtigkeit: 
gez. 
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